Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2575 


Antrag 

der Abgeordneten Windelen, Rawe, van Delden, Haase, 
Dr. Rutschke und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Entschädigung der Mitglieder des Bundestages 
(Diätengesetz 1968) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Entschädigung, 

Alters- und Hinterbliebenenversorgung, 
Unfallversicherung 

§ 1 

Die Mitglieder des Bundestages haben Anspruch 
auf eine ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädi- 
gung einschließlich Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung. Die monatliche Entschädigung beträgt drei- 
unddreißigeindrittel vom Hundert des Amtsgehalts 
eines Bundesministers, Der Präsident des Bundes- 
tages erhält den dreifachen, seine Stellvertreter den 
eineinhalbfachen Betrag. Von dieser Entschädigung 
leisten die Mitglieder zu der Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung einen Beitrag von mindestens 
fünfundzwangig vom Hundert der Entschädigung. Er 
wird von der Entschädigung einbehalten. Der Vor- 
stand des Bundestages kann diesen Beitragssatz er- 
höhen, 

§ 2 

(1) Ausgeschiedene Mitglieder erhalten, wenn sie 
dem Bundestag mindestens ein Jahr angehört haben, 
die Entschädigung bis zum Ende des dritten Monats 
nach Ablauf des Monats, in dem sie ausgeschieden 
sind. Für jedes weitere Jahr der Zugehörigkeit zum 
Bundestag wird die Entschädigung für einen weite- 
ren Monat geleistet. Zeiten, für die nach den vor- 
stehend pn Bestimmungen Zahlungen geleistet wor- 
den sind, werden angerechnet. Auf Antrag kann der 
Präsident die Zahlung der nach Satz 1 und 2 zu- 


stehenden Entschädigung in einer Summe genehmi- 
gen. Tritt das frühere Mitglied wieder in den Bun- 
destag ein, ruht bei monatlicher Zahlung der An- 
spruch gemäß Satz 1 und 2. Wurde das frühere Mit- 
glied in einer Summe abgefunden, ist der Betrag, 
der bei monatlicher Zahlung ruhen würde, zu er- 
statten. Der Präsident bestimmt, in welchen Teil- 
beträgen die Erstattung zu erfolgen hat. 

(2) Stirbt ein ausgeschiedenes Mitglied, kann der 
Präsident unter Bestimmung der Bezugsberechtigten 
die Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 fortset- 
zen oder bei Abfindung in einer Summe in vollem 
Umfang belassen. 

(3) Absatz 1 Satz 1 und 2 finden keine Anwen- 
dung, wenn das Mitglied die Mitgliedschaft im Bun- 
destag auf Grund des § 46 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 des 
Bundeswahlgesetzes vom 7, Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 383), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz über das Verfahren bei Änderungen des Ge- 
bietsstandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des 
Grundgesetzes vom 16, März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 65) verliert. Der Präsident kann die Zahlungen 
aussetzen, wenn ein Verfahren zu erwarten ist, das 
die Folgen nach § 45 Abs, 1 Nr. 3 oder 4 des Bun- 
deswahlgesetzes nach sich ziehen kann. 

§ 3 

(1) Stirbt ein Mitglied des Deutschen Bundes- 
tages, so findet § 2 keine Anwendung. Sein über- 
lebender Ehegatte, seine ehelichen und für ehelich 
erklärten Abkömmlinge sowie die von ihm an Kin- 
des Statt Angenommenen erhalten ein Sterbegeld 
in Höhe der dreifachen Entschädigung nach § 1. An 
wen die Zahlungen zu leisten sind, bestimmt der 
Präsident. Sind Hinterbliebene im Sinne des Satzes 2 
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nicht vorhanden, kann auf Antrag sonstigen Perso- 
nen, die die Kosten der letzten Krankheit oder der 
Bestattung getragen haben, das Sterbegeld bis zur 
Höhe ihrer Aufwendungen gewährt werden. 

(2) Der Präsident kann die Rückzahlung von Be- 
trägen erlassen, die dem verstorbenen Mitglied im 
voraus überwiesen wurden. 

§ 4 

Altersversorgung wird gewährt, wenn das Mit- 
glied dem Bundestag nicht mehr angehört und 

a) das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
und dem Bundestag in zwei vollen Wahlperio- 
den oder innerhalb von drei aufeinanderfol- 
genden Wahlperioden sieben Jahre angehört 
hat oder 

b) das sechzigste Lebensjahr vollendet und dem 
Bundestag zwölf Jahre angehört hat oder 

c) das fünfundfünfzigste Lebensjahr vollendet 
und dem Bundestag sechzehn Jahre angehört 
hat. 

§ 5 

Scheidet ein Mitglied aus dem Bundestag aus, so 
ist der Austritt aus der Altersversorgung bis zum 
Eintritt des Versorgungsfalles zulässig. Die einbe- 
haltenen Beiträge werden zinslos erstattet. Im Falle 
des Wiedereintritts in den Bundestag beginnen die 
Fristen für die Mitgliedschaftsdauer nach § 4 erneut 
zu laufen. 

§ 6 

(1) Die Altersversorgung beträgt nach einer Zu- 
gehörigkeit zum Bundestag gemäß § 4 Buchstabe a 
fünfunddreißig vom Hundert der Entschädigung 
nach § 1. Sie erhöht sich mit jedem weiteren vollen 
Jahr der Mitgliedschaft vom neunten bis zum sech- 
zehnten Jahr um fünf vom Hundert bis auf fünf- 
undsiebzig vom Hundert der Entschädigung. 

(2) Die Altersversorgung wird vom Ersten des 
auf das anspruchsbegründende Ereignis folgenden 
Monats bis zum Ablauf des Monats gewährt, in dem 
der Berechtigte stirbt. 

(3) Der Anspruch auf Altersversorgung ruht wäh- 
rend der Zeit, für die nach § 2 ein Anspruch auf 
Entschädigung besteht. 

(4) Ein Mitglied des Bundestages ist von den 
Leistungen der Altersversorgung ausgeschlossen, 
wenn es die Mitgliedschaft im Bundestag auf Grund 
des § 16 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 des Bundeswahlgeset- 
zes verliert oder verlieren würde, wenn es dem 
Bundestag noch angehört hätte. Die einbehaltenen 
Beiträge werden jedoch erstattet. 

§ 7 

(1) Scheidet ein Mitglied des Bundestages wegen 
Erwerbsunfähigkeit aus dem Bundestag aus, so er- 
hält es eine Versorgung, deren Höhe sich nach § 6 
richtet, mindestens jedoch fünfunddreißig vom Hun- 
dert der Entschädigung nach § 1, sofern es dem 
Bundestag mindestens drei Jahre angehört hat. 


(2) Wird ein früheres Mitglied des Bundestages, 
das unabhängig vom Lebensalter die Voraussetzun- 
gen der Mitgliedschaftsdauer zum Bundestag nach 
§ 4 erfüllt, erwerbsunfähig, so erhält es eine Ver- 
sorgung, deren Höhe sich nach § 6 richtet. 

(3) Für die Feststellung der Erwerbsfähigkeit 
gelten die Bestimmungen der gesetzlichen Renten- 
versicherungen entsprechend. 

(4) § 6 Abs. 2 bis 4 finden entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 8 

(1) Der überlebende Ehegatte eines früheren Mit- 
glieds des Bundestages, das im Zeitpunkt seines 
Todes Versorgung bezogen hat, erhält sechzig vom 
Hundert dieser Versorgung. 

(2) Der überlebende Ehegatte eines Mitglieds 
oder früheren Mitgliedes des Bundestages, die un- 
abhängig vom Lebensalter die Voraussetzungen der 
Mitgliedschaftsdauer zum Bundestag nach § 4 erfül- 
len, erhält sechzig vom Hundert der Versorgung, 
die sich aus § 6 ergibt. 

(3) Hat ein Mitglied des Bundestages die Voraus- 
setzungen des § 4 noch nicht erfüllt, so erhält der 
überlebende Ehegatte sechzig vom Hundert der Min- 
destaltersversorgung nach § 6. 

(4) Die Vollwaisen erhalten zwanzig und die 
Halbwaisen zwölf vom Hundert der Versorgung 
nach den Absätzen 1 bis 3. 

§ 9 

Die versorgungsrechtlichen Vorschriften des Bun- 
desbeamtengesetzes (BBG) in der Fassung vom 
22. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1776), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Neuordnung des 
Bundesdisziplinarrechts vom 20. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 7225) finden auf die Altersversorgung 
sinngemäß Anwendung. Die Anwendung der §§ 158, 
160 a des Bundesbeamtengesetzes wird ausgeschlos- 
sen. 

§ 10 

Die Vorschrift des § 3 Ziff. 12 des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fassung vom 10. Dezember 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1901), zuletzt geändert 
durch das Zweite Steueränderungsgesetz 1967 vom 
21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254) gilt 
nicht für die gemäß § 1 zu leistende monatliche Ent- 
schädigung. 

§ 11 

Der Präsident versichert die Mitglieder des Bun- 
destages gegen Unfall. Sie können eine schriftliche 
Erklärung über die Bezugsberechtigung im Todesfall 
abgeben. Liegt keine Erklärung vor, so sind die 
Erben bezugsberechtigt. 

§ 12 

Der Präsident kann in besonderen Fällen Abge- 
ordneten, ausgeschiedenen Abgeordneten und Hin- 
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terbliebenen laufende Unterhaltszuschüsse und ein- 
malige Unterstützungen gewähren. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Unkosten- und Tagegeldpauschale 

(1) Die Mitglieder des Bundestages erhalten mo- 
natlich als Ersatz für Unkosten (sächliche und perso- 
nelle Bürokosten) ein Unkostenpauschale nach nähe- 
rer Bestimmung des Haushaltsgesetzes (Bundeshaus- 
haltsplan). 

(2) Das Unkostenpauschale wird nicht geleistet an 
Mitglieder des Bundestages^ die im letzten Vier- 
teljahr der Wahlperiode in den Bundestag eintre- 
ten, wenn der Bundestag, abgesehen von den in § 1 
Abs. 3 aufgeführten Ausschüssen, seine Tätigkeit 
bereits abgeschlossen hat. 

§ 14 

(1) Die Mitglieder des Bundestages erhalten mo- 
natlich ein Tagegeldpauschale nach näherer Bestim- 
mung des Haushaltsgesetzes (Bundeshaushaltsplan). 

(2) An jedem Sitzungstag wird eine Anwesenheits- 
liste ausgelegt. Der Präsident bestimmt im Beneh- 
men mit dem Ältestenrat, welche Tage als Sit- 
zungstag gelten und in welcher Zeit die Anwesen- 
heitsliste ausgelegt wird. Trägt sich ein Mitglied 
des Bundestages nicht in die Anwesenheitsliste ein, 
werden ihm 6 vom Hundert vom monatlichen Tage- 
geldpauschale einbehalten. Der einbehaltene Betrag 
erhöht sich auf 10 vom Hundert, wenn ein Mitglied 
an einem Plenarsitzungstag sich nicht in die Anwe- 
senheitsliste eingetragen hat und nicht beurlaubt 
war. Die Eintragung in die Anwesenheitsliste wird 
vom Zeitpunkt der Auslegung an ersetzt durch 
Amtieren als Präsident oder als Schriftführer, durch 
protokollierte Wortmeldung in einer Sitzung des 
Bundestages, durch Teilnahme an einer nament- 
lichen Abstimmung oder einer Wahl mit Namens- 
aufruf, durch Eintragung in die Anwesenheitsliste 
eines Ausschusses oder durch eine Dienstreise- 
genehmigung für den Sitzungstag. 

(3) Einem Mitglied des Bundestages, das an einer 
namentlichen Abstimmung oder einer Wahl mit 
Namensaufruf nicht teilnimmt, wird ein Betrag von 

5 vom Hundert des monatlichen Tagegeldpauschales 
abgezogen. Das gilt nicht, wenn der Präsident das 
Mitglied beurlaubt hat oder ein Abzug nach Ab- 
satz 2 erfolgt. 

§ 15 

(1) Bezieht ein Mitglied des Bundestages an einem 
Tag, an dem es sich in die Anwesenheitsliste des 
Bundestages eingetragen hat. Tage- und Sitzungs- 
gelder aus anderen öffentlichen Mitteln, werden 

6 vom Hundert vom monatlichen Tagegeldpauschale 
einbehalten, jedoch höchstens bis zum Betrag der 
aus anderen Öffentlichen Mitteln geleisteten Tage- 
und Sitzungsgelder. Die Sonderregelung des § 8 
bleibt hiervon unberührt. 


(2) Während der Dauer seiner Berechtigung zur 
Freifahrt darf ein Mitglied des Bundestages die 
Erstattung von Eisenbahnfahrkosten und Fahrkosten 
der Bundespost für Reisen innerhalb des Bundes- 
gebietes von anderer Seite nicht annehmen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Reisekosten 

§ 16 

(1) Die Mitglieder des Bundestages haben das 
Recht auf freie Benutzung aller Verkehrsmittel der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post. Dieses Recht entsteht mit der Annahme der 
Wahl und erlischt vierzehn Tage nach dem Ablauf 
der Wahlperiode. Im Falle der Auflösung des Bun- 
destages steht den Mitgliedern das Recht bis zum 
Ablauf des vierzehnten Tages nach der Neuwahl 
zu. 

(2) Der Präsident, seine Stellvertreter, die Mit- 
glieder und die stellvertretenden Mitglieder der 
gemäß Artikel 45 und 45 a des Grundgesetzes ein- 
gesetzten Ausschüsse haben dieses Recht bis zum 
Ablauf des vierzehnten Tages nach dem Zusam- 
mentritt des neuen Bundestages. 

§ 17 

(1) Die Mitglieder des Bundestages erhalten mo- 
natlich ein Reisekostenpauschale, das sich nach den 
Entfernungen zwischen Wohnsitz (§ 7 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches) und Sitz des Bundestages be- 
mißt. Mit dem Reisekostenpauschale sind, unbe- 
schadet der in § 18 getroffenen Regelung, alle Un- 
kosten, die den Mitgliedern für Fahrten im Wahl- 
kreis und im Raume Bonn entstehen, abgegolten. 
Der Präsident legt die Pauschalsätze im Benehmen 
mit dem Ältestenrat in Ausführungsbestimmungen 
fest. Sie werden nach Zonen gestaffelt. 

(2) Auf Antrag wird den in den Wahlkreisen 
gewählten Mitgliedern des Bundestages das Reise- 
kostenpauschale entsprechend der Entfernung zwi- 
schen dem Sitz des Bundestages und dem Amtssitz 
des Kreiswahlleiters ihres Wahlkreises gewährt. 

(3) Außerdem werden den Mitgliedern des Bun- 
destages auf Antrag die Kosten für 24 Flüge im 
Jahr von dem Wohnsitz oder dem dem Wahlkreis 
nächstgelegenen Flughafen zum Tagungsort des 
Bundestages und zurück erstattet. Wird die Flug- 
reise von einem anderen Ort oder zu einem anderen 
Ort angetreten, so werden die Flugkosten bis zur 
Höhe der Kosten nach Satz 1 erstattet. Satz 1 und 2 
gelten sinngemäß für die Erstattung von Schlaf- 
wagenkosten. 

§ 18 

(1) Dienstreisen von Mitgliedern des Bundes- 
tages bedürfen der Zustimmung des Präsidenten. 

(2) Bei Inlandsdienstreisen gelten die Tagegel- 
der durch das Tagegeldpauschale als abgegolten. 
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Die Abgeordneten erhalten jedoch in entsprechen- 
der Anwendung des § 10 des Bundesreisekostenge- 
setzes vom 20. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) 
Übernachtungsgeld nach Stufe E. 

(3) Bei Auslandsdienstreisen erhalten die Mitglie- 
der Tagegelder in Höhe der Stufe E der Sonderbe- 
stimmungen für Auslandsdienstreisen der Beamten 
sowie die Fahrkosten L Klasse von der Bundes- 
grenze bis zum Tagungsort und zurück. 

(4) Auf Antrag werden bei In- und Auslands- 
dienstreisen die Kosten für Flüge und Benutzung 
von Schlafwagen erstattet. Die Höhe der Flugkosten 
ist im allgemeinen der äußerste Betrag, der bei In- 
und Auslandsdienstreisen als Fahrkosten erstattet 
wird. Bei Schiffsreisen in das Ausland finden die 
Sonderbestimmungen für Auslandsdienstreisen der 
Beamten sinngemäß Anwendung. 


VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 19 

(1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes vorhandene Todesfallversicherung der 
Mitglieder des Bundestages entfällt. Der Rückkaufs- 
wert steht der Versicherungsnehmerin zu. 

(2) Das gleiche gilt für die im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes vorhandene Todesfall- 
versicherung der bereits aus dem Bundestag ausge- 
schiedenen Mitglieder, wenn sie Leistungen nach 
§21 erhalten. 

§20 

Zeiten der Mitgliedschaft zum Bundestag, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes liegen, werden 
berücksichtigt, sofern das Mitglied dem Bundestag 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes angehört. 

§21 

Der Präsident gewährt auf Antrag früheren Mit- 
gliedern, die vor Inkrafttreten des Gesetzes aus dem 
Bundestag ausgeschieden sind, sowie deren Hinter- 


bliebenen laufende Unterhaltszuschüsse in sinnge- 
mäßer Anwendung der §§ 4 bis 10. Eigenes Einkom- 
men ist zur Hälfte anzurechnen. Das gleiche gilt für 
bereits geleistete Zahlungen aus der Todesfallver- 
sicherung. 

(1) Die in den §§ 1, 13, 14 und 17 geregelten An- 
sprüche entstehen mit dem Tag der Annahme der 
Wahl, auch wenn die Wahlperiode des letzten Bun- 
destages noch nicht abgelaufen ist. Ausgeschiedene 
Mitglieder erhalten die Bezüge bis zum Ende des 
Monats, in dem sie ausgeschieden sind. 

(2) Die nach diesem Gesetz zu leistenden Be- 
züge werden monatlich im voraus gezahlt. Ist nur 
ein Teil der monatlichen Bezüge zu leisten, wird 
für jeden Kalendertag ein Dreißigstel gezahlt. Der 
Endbetrag wird auf volle Deutsche Mark aufge- 
rundet. 

§ 23 

Die Entschädigung nach § 1 sowie die Leistungen 
nach den §§ 4 bis 10 werden auf volle zehn Deutsche 
Mark aufgerundet. 

§24 

Ein Verzicht auf die Entschädigung nach § 1 so- 
wie auf die Leistungen nach den §§ 4 bis 10 ist 
unzulässig. Die Ansprüche aus diesem Gesetz sind 
nicht übertragbar. 

§25 

Der Präsident kann, auch abgesehen von den in 
diesem Gesetz genannten Fällen, im Benehmen mit 
dem Ältestenrat Ausführungsbestimmungen erlas- 
sen. 

§26 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§27 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1968 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die 
Entschädigung der Mitglieder des Bundestages vom 
25. März 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 230) außer 
Kraft. 


Bonn, den 13. Februar 1968 


Windelen 

Rawe 

van Delden 
Haase (Kassel) 
Dr. Rutschke 
Dr. Abelein 
Baier 

Bewerunge 

Borm 

Bremer 

Deringer 

Exner 

Franke (Osnabrück) 


Dr, Freiwald 
Frieler 
Dr. Gleissner 
Dr. Götz 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Hauser (Bad Godesberg) 
Hösl 

Dr. Hofmann (Mainz) 
Horstmeier 
Kühn (Hildesheim) 
Lampersbach 
Lemmrich 


Dr. Miessner 
Dr. von Nordenskjöld 
Opitz 
Orgaß 
Ott 

Peters (Poppenbüll) 
Porsch 
Ramms 

Riedel (Frankfurt) 

Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein 


Schmidt (Kempten) 
Schmitt (Lockweiler) 

Dr. Schober 
Dr. Schulze-Vorberg 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 
Spitzmüller 
Springorum 
Stahlberg 

Dr. Stark (Nürtingen) 
Storm 

Frau Dr. Wex 
Dr. Wörner 
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